
Von Olaf Kaltenborn
Die zierliche Frau mit dem grünen,

knautschigen Trainingsanzug stemmt
sich mit aller Kraft gegen die Haustür:
„Bei mir ist doch nichts mehr zu holen“,
schreit sie. Doch Frank Rüttger hat
längst den Fuß in der Tür. Während er er-
klärt, dass er es nicht auf Geld abgesehen
hat, verschafft er sich mit sanfter Gewalt
Einlass. Schließlich gibt die Frau den Wi-
derstand auf. Rüttger ist kein Gläubiger
und auch kein Mitarbeiter eines Inkasso-
büros, sondern einer von fünf „Akuthel-
fern“ der Duisburger Fachstelle für Woh-
nungsnotfälle. Er selbst bezeichnet sich
als „Sozialfeuerwehrmann“.

Wenn Menschen wie die völlig ver-
schreckte Heike S. ihm eine Nachricht
auf den Anrufbeantworter in seinem Bü-
ro in Duisburg-Homberg sprechen, dann
steht oft schon beinahe der Möbelwagen
zur Vollstreckung der Räumungsklage
vor der Tür. Dann haben sich die Miet-
schulden wie auch im Fall von Heike S.
meist auf mehrere tausend Mark ange-
häuft und die Betroffenen sahen sich – zu-
mindest in der Vergangenheit – auf dem
direkten Weg in die Obdachlosigkeit.

Kellerkind des Ruhrgebiets
Nicht so in Duisburg. Seit Januar 1997

geht man hier neue Wege. Wege, die für
eine Kommunalverwaltung sehr unge-
wöhnlich sind: Fachbehörden suchen ihr
Heil nicht mehr in der Abgrenzung, son-
dern bündeln ihre Kompetenzen so, dass
die drängende Probleme wie Obdachlo-
sigkeit zielgerichtet gelöst werden. „Wir
in Duisburg haben gelernt, das Wort
Kundenorientierung richtig zu buchsta-
bieren“, sagt Frank Rüttger.

Sachgebietsleiter Peter Reiss sitzt in
seinem kargen, überheizten Homberger
Büro und doziert mit leiser Stimme darü-
ber, warum es ausgerechnet in Duisburg,
mit seiner hohen Arbeitslosigkeit das so-
ziale Kellerkind des Ruhrgebiets, bald so
gut wie keine der bisher 18 Obdachlosen-
unterkünfte mehr geben wird. Auf sei-
nem Computerbildschirm hat er eine
Grafik aufgerufen, an der sich ablesen
lässt, wie drastisch die Zahl der Zwangs-
einweisungen in Obdachlosenunterkünf-
te in den vergangenen Jahren gesunken
ist: 1996, im Jahr vor der Einführung der
Fachstelle, waren es noch 1492 gewesen.
Zwei Jahre später, 1998, verfügte die
Stadt nur noch 470 „ordnungsrechtliche
Einweisungen“ – ein Rückgang um 77
Prozent. Nur noch 30 Familien mussten
dieses Jahr den Gang in städtische Ob-
dachlosenasyle antreten. „Viele vermu-
ten einen simplen Rechentrick oder den-
ken, das sei ungeheuer kompliziert“,
sagt Peter Reiss. Dabei ist das Grundkon-
zept ganz einfach: „Wir lassen, wenn ir-
gend möglich, die Menschen einfach in ih-

ren Wohnungen und übernehmen für ei-
nen Zeitraum bis zu zwei Jahren ihre
Mietschulden.“

Für Unbedarfte hört sich das verdäch-
tig nach Sozialsponsoring an. Doch auch
diesen Vorwurf entkräftet Reiss, indem
er vorrechnet, wie teuer die Stadt der Un-
terhalt ihrer Obdachlosenunterkünfte
im Jahr zu stehen kommt: Jeder Quadrat-
meter in den oft heruntergekommenen
Gebäuden kostet 36 Mark im Monat.
Zieht man die Einnahmen durch Unter-
bringungsgebühren ab, bleiben immer-
hin noch knapp 30 Mark übrig, die nicht
gedeckt sind. Reiss: „Da kann ich jede
Mietschuld übernehmen, und das ist
dann trotzdem noch viel billiger als der
Unterhalt der vielen Obdachlosenunter-
künfte“ in der 530 000 Einwohner-
Stadt. Eine Million Mark spart die Stadt
so pro Jahr ein. Durch den Verkauf der
freiwerdenden Grundstücke kommt
noch zusätzliches Geld in die Kasse.

Weil Duisburg sich entschlossen hat,
möglichst vielen Menschen den auch für
die Stadt kostspieligen Weg in die Ob-
dachlosigkeit zu ersparen, übernimmt
man nicht nur die Mietschulden, sondern
bietet auch ein auf Wohnungsnotfälle zu-
geschnittenes Paket sozialer Dienstleis-
tungen an, die vor 1997 kreuz und quer
über viele Behörden verstreut waren.

Mietschuldenübernahme war zum Bei-
spiel früher Sache des Sozialamtes. Heu-
te liegt die zentrale Kompetenz bei der
Fachstelle, für die inzwischen 50 städti-
sche Bedienstete arbeiten. Mit dem Woh-
nungsamt hat die Fachstelle sogar einen
Vertrag geschlossen. Der verpflichtet
das Amt, der Fachstelle ein bestimmtes
Kontingent an öffentlichem und geför-
dertem Wohnraum verschiedener Grö-
ßen und Lagen zur Verfügung zu stellen.
Zudem gibt es täglich eine so genannte
„Maklerrunde“, bei der die Fachstelle ih-
ren aktuellen Bedarf an Wohnraum an-
meldet. Darüber hinaus blättern städti-
sche „Wohnungskoordinatoren“ auf der
Suche nach preiswerten Bleiben auch
die Tagespresse durch und nutzen die gu-
ten Verbindungen zu lokalen Wohnungs-
baugesellschaften und privaten Vermie-
tern.

Mit den drei kommunalen Wohlfahrts-
verbänden hat die Fachstelle einen be-
sonderen Pakt geschmiedet – einen so ge-
nannten „Leistungsvertrag“. Jeder der
je sieben Mitarbeiter der Organisationen
muss pro Jahr 20 Familien aus Obdachlo-
senheimen wieder in ein neues soziales
Umfeld re-integrieren: „Transferdienst“
nennt sich das. Schaffen die Mitarbeiter
ihr Soll nicht, gibt es Abzüge. Auch diese
Zusammenarbeit funktioniert erfolg-

reich: „Wir hatten in den letzten Jahren
so gut wie keine Rückfälle“, erklärt Pe-
ter Reiss. Flankiert werden diese Leistun-
gen von weiteren Angeboten wie psycho-
sozialer Betreuung, Suchtberatung,
Stadtteilsozialarbeit und Schuldnerbera-
tung. „Viele der Betroffenen“ weiß Reiss
aus eigener Erfahrung, „haben keine Ah-
nung, dass bei ihnen ein Anspruch auf
Wohngeld besteht.“ Häufig schämen sie
sich aber auch, Sozialleistungen in An-
spruch zu nehmen. „Diese Hemmschwel-
le versuchen wir zu senken.“

Oft sind die Wohnungen auch einfach
zu groß und zu teuer. Dann vermittelt die
Fachstelle, bevor die säumigen Mieter
mit Sack und Pack auf der Straße stehen,
eine kleinere oder preiswertere Woh-
nung. Das nützt allen: Dem Vermieter,
denn er bekommt zunächst von der Stadt
seinen Mietzins nachbezahlt. Dem Mie-
ter: Er entkommt der Schuldenfalle. Und
die Stadt kann sich nicht nur die ganzen
Folgekosten einer Obdachlosigkeit spa-
ren, sondern durch die gezielte Umsied-
lung der Mieter in andere Stadtteile auch
soziale Probleme entschärfen. „Natür-
lich machen wir das nicht nur aus Barm-
herzigkeit“, erklärt Reiss, der seit 1977
in der Sozialverwaltung arbeitet: „Da-
durch wird unsere Stadt auch friedlicher
und lebenswerter.“

Von Cornelia Bolesch
Ein Junge, der in Polen geboren wurde

und ein Mädchen aus dem Iran – das wa-
ren die Deutschen bei diesem deutsch-
französischen Kolloquium. Und die Fran-
zosen waren eine Marokkanerin und ein
Mädchen aus Tunesien. Vier junge Grenz-
gänger saßen da auf dem Podium und ver-
traten nicht nur ihre Schulen, die Ge-
samtschule Lohbrügge in Hamburg und
das College Roy d’Espagne in Marseille,
sondern auch eine Welt, in der es für jun-
ge Menschen schwierig geworden ist,
sich zu „integrieren“, also eine Heimat
und eine Identität zu finden.

Auch diese Tagung in der Hamburger
Handelskammer hatte die Lieblingsthe-
men der Medien in den Vordergrund ge-
rückt: Ausländerkinder und Jugendkri-
minalität. Allerdings lässt die Dauerdis-
kussion andere Dimensionen von „Inte-
gration“ in Vergessenheit geraten. „Kei-
ne junge Generation zuvor musste mit so
vielen Umbrüchen zurechtkommen wie

die heutige“, betonte zwar die Pädago-
gikprofessorin Ingrid Gogolin. Dennoch
blieben ein paar statistische Zahlen aus
Frankreich in den Unterlagen zu diesem
Kongress versteckt, obwohl sie doch die
ganze Widersprüchlichkeit im Leben der
heutigen jungen Generation widerspie-
geln. Einerseits gibt es keine abgeschirm-
ten Kinderwelten mehr, werden Jugendli-
che immer früher als Erwachsene behan-
delt, als Konsumenten umworben und
unter Druck gesetzt. Andererseits sind
junge Menschen offenbar noch nie so un-
selbständig gewesen wie heute. 1983 wa-
ren nur 30,5 Prozent der 20-Jährigen in
Frankreich Schüler oder Studenten.
1992 waren es schon 60,5 Prozent. 1983
hatten 39,3 Prozent dieser Altersgruppe
eine Arbeit. 1992 waren es nur 19,3 Pro-
zent. 1983 wohnten 59 Prozent der
20-Jährigen bei ihren Eltern. 1992 waren
es 72 Prozent.

Entsprechende Angaben für Deutsch-
land lagen nicht vor. Dafür präsentierte

die Leiterin des Hamburger Jugendam-
tes, Vera Birtsch, andere ernüchternde
Daten. Sie belegen nicht nur am Beispiel
der Großstadt Hamburg, dass die „Fami-
lie“ als wichtigster erster Ort der Integra-
tion von Kindern in die Gesellschaft, ra-
pide an Bedeutung verliert. 1960 lebten
noch in 50 Prozent aller Hamburger
Haushalte Kinder. Das ist inzwischen
nur noch in 25 Prozent der Haushalte der
Fall. 25 Prozent der Kinder unter 15 Jah-
ren wachsen darüber hinaus nur mit ei-
nem Elternteil auf. Und 56 Prozent der
Kinder sind Einzelkinder. Für sie bedeu-
tet „Integration“ ganz schlicht, über-
haupt erst einmal mit anderen Kindern
zusammenzukommen.

Welche Orientierung wird den Jugend-
lichen unter diesen Bedingungen gebo-
ten? In Hamburg fielen die Antworten ei-
niger erwachsener Teilnehmer entweder
recht allgemein oder ziemlich ernüch-
ternd aus. „Integration heute muss glo-
bal sein“, meinte der Stadtvertreter aus

Marseille, Bernard Leccia. Und der deut-
sche Journalist Dieter Wild konnte mit
der Forderung nach „positiven Leitbil-
dern“ für die Jugend gar nichts anfan-
gen. „Die Gesellschaft ist doch zerfallen
in ein Sammelsurium von Interessenver-
bänden“, stellte er fest. Er könne das „so
schrecklich auch nicht finden“. Wichtig
als Angebot für junge Leute sei daher „ge-
sellschaftlicher Realismus. Aufklärung.
Das ist es dann“.

Dass es doch zu wenig sein könnte, mei-
nen einige Politiker und Lehrer aus Mar-
seille und Hamburg. Mit dem Segen der
EU oder mit Hilfe lokaler Sponsoren ar-
beiten sie an neuen Schulformen wie der
„Schule der 2. Chance“ in Marseille oder
der Produktionssschule in Altona. Beide
Schulen vermitteln bereits gescheiterte
Jugendliche in Berufswelten, geben ih-
nen etwas zu tun. „Das bringt den Schü-
lern einen ungeheuren Motivations-
schub“, definierte eine Lehrerin das viel-
deutige Wort „Integration“.

Von Berit Schmiedendorf
Die Botschaft könnte besser gar

nicht sein: Mit 99,93-prozentiger Si-
cherheit, so ergab die amerikanische
DNA-Analyse, ist Louis Grant Craig
der Vater von Franz Anthöfer. Doch
richtig freuen kann sich der 48-jähri-
ge Anthöfer darüber nicht. Denn sein
leiblicher Vater, den er nie persönlich
kennengelernt hat, ist schon mehr als
25 Jahre tot. Und außerdem hilft dem
Kölner das DNA-Ergebnis vom No-
vember 1999 bei seinem eigentlichen
Anliegen auch nicht weiter: als unehe-
liches Kind eines amerikanischen Sol-
daten und einer deutschen Mutter die
lang ersehnte US-Staatsbürgerschaft
zu bekommen.

Die Geschichte ist so alt wie Anthö-
fer selbst. Im Februar 1951 kommt
Franz Anthöfer in einem Kölner Spi-
tal auf die Welt. Seine ledige Mutter
Babette gibt ihn ins Heim – weil ihr
die finanziellen Mittel für ein Kind
fehlen und weil sie sich schämt. Denn
der Vater gehörte der Besatzungs-
macht an, denen es in den ersten Nach-
kriegsjahren sogar verboten war, sich
mit Deutschen anzufreunden. Frater-
nisierungsverbot nannte man das.
Funktioniert hat das Verbot nicht: Bis
1952 kamen in Deutschland mindes-
tens 40 000 uneheliche Besatzungskin-
der auf die Welt. Doch auch auf deut-
scher Seite waren Ressentiments ge-
gen Besatzungssoldaten und ihre Wer-
ke vorhanden: „Bei der Geburt haben
die Nonnen zu mir gesagt ,Geben Sie
Ihren Sohn doch ab, der wird Ihnen
nur ein Klotz am Bein sein‘“, erinnert
sich Anthöfers Mutter.

Doch Babette Anthöfer trotzt. In
die Geburtsurkunde lässt sie einen
„Mister Craig“ als Vater eintragen.
Der ist zu dem Zeitpunkt allerdings
schon wieder in die USA versetzt wor-
den, von wo aus er einen Brief an seine
Ex-Freundin schickt. „Es ist schwer
zu glauben, dass ich der Vater Deines
Kindes sein soll“, schreibt der Mann,
der eine seltene Knochenkrankheit an
Franz weiter vererbt hat. Die Anthö-
fers hören nie wieder von ihm.

Mit 15 Jahren verlässt Franz Anthö-
fer das Kinderheim und beginnt die
Vatersuche. Er fährt quer durch
Deutschland, nach London und nach
Casablanca – überall dorthin, wo er
seinen Vater als GI vermutet. 1971
fliegt er nach Washington, zu der
Adresse, die Louis Craig in seinem
letzten Brief angegeben hatte. An-
hand von Studienunterlagen wird der
Sohn fündig und macht den Wohnsitz
seines Vaters, der inzwischen Rechts-
anwalt ist, in einer Kleinstadt in West-
Virginia aus. In Weston, einer
5000-Seelen-Gemeinde, angekom-
men, stellt Anthöfer fest, dass sein Va-
ter wenige Wochen zuvor an einem Ge-
hirnschlag gestorben ist.

Zurück in Deutschland macht der
19-Jährige das Abitur. Anthöfer absol-

viert eine Pilotenausbildung und
fliegt Frachtgut, vor allem in Asien.
Zehn Jahre später hat er genug Bewei-
se zusammengesammelt, um beim Köl-
ner Amtsgericht eine Vaterschaftsan-
erkennung anzustrengen. Da auch sei-
ne Mutter in den Zeugenstand tritt,
stellt das Gericht im November 1981
den verstorbenen Louis Craig als Va-
ter von Franz Anthöfer fest.

Die Amerikaner erkennen das deut-
sche Zivilurteil jedoch nicht an – bis
heute. Weil Anthöfer ein amerikani-
sches Urteil über die Vaterschaftsfest-
stellung braucht, um die US-Staats-
bürgerschaft zu erhalten, setzt er 1996
in Weston eine Exhumierung der Lei-
che durch. Eine DNA-Analyse soll die

Vaterschaft Craigs beweisen. Doch
die Untersuchungen ziehen sich hin.
Anthöfers Touristenvisum läuft ab,
im Juni 1997 wird er nach Deutsch-
land ausgeflogen. Die Einreise in die
USA ist ihm für zehn Jahre untersagt.

Das Ergebnis der Analyse, drei Jah-
re nach der Exhumierung vom obers-
ten Gerichtsmediziner des Bundes-
staats West-Virginia festgestellt,
nützt Anthöfer wenig. Denn für eine
erneute Vaterschaftsklage, für deren
Erfolg nach der Rechtslage des Bun-
desstaats West-Virginias sogar ein
DNA-Ergebnis von mindestens 98 Pro-
zent ausreichen würde, fehlt ihm das
Geld. Konkrete Unterstützung kann
ihm auch das Auswärtige Amt in Ber-
lin nicht bieten – denn das schaltet
sich nur in Strafrechtsverfahren ein,
nicht aber in Zivilverfahren.

„Die Amerikaner wollen meinen
Fall einfach aussitzen“, glaubt Anthö-
fer. Für eine Verschleppung spricht in
der Tat vieles, nicht zuletzt die mehr-
jährige Gen-Analsye. Die Münchner
Humanbiologin Hildegard Haas-
Rochholz, die selbst über molekular-
biologische und genetische Untersu-
chungsformen an der FBI-Akademie
in Virginia geforscht hat, sagt: „Für so
eine DNA-Untersuchung brauchen
wir höchstens drei Wochen.“

Der letzte Beweis
Selbst Gen-Analyse macht Kölner nicht zum US-Bürger

Deutsch-französischer Kongress zur Integration

Vom Verlust abgeschirmter Kinderwelten
Die Jugend ist unselbständig wie nie zuvor und wird gleichzeitig eher denn je als erwachsene Generation behandelt

Obdachlosenheime sollen in Duisburg bald der Vergangenheit angehören. Foto: A. Probst

Franz Anthöfer hilft auch das DNA-
Ergebnis nicht weiter. S.Worring

Bis 1952 kamen in Deutschland mindestens 40 000 uneheliche Besatzungs-
kinder zur Welt. Foto: SZ-Archiv

Duisburg schließt seine Notunterkünfte

Mit der Sozialfeuerwehr aus der Schuldenfalle
Die Stadt bewahrt Mieter, denen eine Zwangsräumung droht, vor der Obdachlosigkeit – und spart dabei noch Geld
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